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| "Der Stadtkommissar in Kauen | ER 


i | TE Kauen,den 18.Februar 


Abstellung einheimischer Arbeitskräfte für Zwecke 
des Reiches, 


Seit Einmarsch der deutschen Wöhrmacht in den General- 
bezirk Litauen im Juni 1941 haben zahlreiche Aktionen zwecks 
Gewinnung einheimischer Arbeitskräfte für das Reich stattgefun- 
den, Wenige \/ochen nach dem Einzug deutscher Truppen wurden 
auf Veranlassung der Militärverwaltung tausende litauischer 
Landarbeiter und Lamarbeiterinnen angeworben und zwar für die 
Dauer von 6 Monaten zwecks Einsatz auf grossen Gütern im Gau 
Ostpreußen. Leider sind die damals gemachten Versprechungen 
nicht eingehalten worden. Man hat jene Lamlarbeiter weder nach 
6,noch nach 12 Monaten, entlassen, man hat lange Monate hin- 
durch ihre zurückgebliebenen Angehörigen ohne jegliche Unter- 
stützung gelassen, hat ihnen lange Zeit hindurch verwehrt, eine 
kurze Urlaubsfahrt nach Litauen zu machen, ja, man trägt sich 
heute mit dem Gedanken, die im Jahre 1941 auf die Dauer von 
6 ‚Monaten angeworbenen landwirtschaftlichen Arbeitskräfte gegen 

¡(¡ihren Willen in die Rüstungsindustrie des Reicheg, zu verpflan- 
¡[zen. 


Die zweite grússere Aktion wurde im Frühjahr 1942 von 
der Wehrmacht gestartet und umfasste die Bereitstellung von 
etwa 7.000 männlichen sogenannten Transporthelfern. Die sehr 
überstürzte und ohne ausreichende propagandistische Vorberei- 
tungen gewissermassen vom Zaune gebrochene Aktion wurde in ihrem? 
Ablauf stark gehemmt durch unvorsichtige Massnahmen seitens der 4 
nervös gewordenen Wehrmacht. So wurden beispielsweise die i 
"lediglich zur Registrierung" auf eine Dienststelle bestellten 
-Litauer daselbst festgehalten, unter militárischer Bewachung | 3 
in die hiésigen Kasernen abgeflinrt und hatten zunächst weder il 
mehr Gelegenheit, sich von ihren Angehörigen zu verabschieden, © 
noch ihre wichtigsten persönlichen Dinge zu ordnen. Kein Wunder, f 
dass die gegnerische Propaganda sich freudig auf diese "Schön- 
heitsfehler"stürzte und sie mit den von den Sewjets ein knap- 
pes Jahr zuvor angewandten Verschleppungsmethoden in vergkeloh 
setzen konnte. 
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Es sind dann bis in die neueste Zeit herein zahl- 
reiche weitere Aktionen abgehalten worden zum Zwecke der Ge- 
winnung von Freiwilligen für Wehrmacht, Polizei und Reichs- 
arbeitsdienst, oder der Gewinnung von Arbeitskräften für die 
Rüstungsindustrie des Reiches. Schliesslich darf in diesem 
Zusammenhang nicht vergessen werden, dass über 40.000 zum 
grössten Teil berüfstätige Litauer und Litauerinnen im Frühjahr 
1941 von den Sowjets verschleppt und mehrere hunderttausend 
Juden aus dem Arbeitsprozess gleichfalls entfernt worden sind, 
welch' letztere zum grössten Teil in manuellen Berufen tätig 


waren und vielfach bis heute an ihrem Arbeitsplatz nicht ersetzt 
werden konnten. 


i Die bei den ersten Aktionen eingetretenen Pannen — 

erfüllten die einheimische Bevilkerung mit lebhaftem Misstrauen | 
gegenüber allen Veröffentlichungen und Massnahmen, die den 
weiteren Abzug einheimischer Kräfte für Zwecke des” Deutschen 
Reiches zum Inhalt hatten. Dazu kam, dass die in den ersten 
Veröffentlichungen angekündigten Strafbestinmungen nicht,oder 
nur in wenigen Ausnahmefällen zur Anwendung gelangten, sodass 
die einheimische Bevölkerung balä den Respekt vor der Autorität, 
der deutschen Verwaltung zu einem gewissen Grade verlor.Dazu 

Pr kommt weiter beim litauischen Volk das Fehlen eines ausgepräg- 


ee 


ten Staats- oder Gemeinschaftsgeftihles, In dem kleinen Saison- 


staat Litauen wurde von 1919 ab der Parlamentarismus in allen 
Erscheinungsformen durchgespielt, Staatsstreiche, Revolten und 
Systemwechsel waren sehr háufig, eine gewisse Intelligenzclique, 
vornehmlich in der Hauptstadt des Landes, bestimmte die Poli- 
tik, betrieb einen schamlosen Wucher mit Staatsämtern und der 

a allmächtige Klerus sprach. im Hintergrund vielfach das entschei- 

~ dende Wort. Der Litauer selbst ist ein primitiver Mensch, er 

~ „ist 2Föh, wenn er in Ruhe gelassen wird und nicht eben gern be- 
reit, sich um öffentliche Dinge zu kümmern, Seiner jeweiligen 

Må eigenen Regierung gegenliber sehr misstrauisch, hat er keine 
übermässige Achtung vor den Gesetzen seines eigenen Staates, 
50 verdient hier Erwähnung die Tatsache, dass bei den Mu- 
sterungen des ehemaligen litauischen Freistaates bis zu 30% 
der Musterungspflichtigen der Musterung fern blieben und mit 
polizeilicher Hilfe zu den Musterungslokalen zwangsgestellt wer- 
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Schliesslich muss festgehalten werden, dass d: die eins” 
heimische Verwaltung in ihrer heutigen Form und “seit ihrem 
"Bestehen bei der Frage der Gestellung von Arbeitskraften fir 
das Reich völlig versagt hat. Im folgenden wird dieses völlige 
Versagen der einheimischen Verwaltung an Hand einzelner Bei- 
spiele bewiesen: 

1. Die Erfassung der Geburtsjahrgänge 1919/24 wurde im 
Generalbezirk Litauen durchgeführt auf Grund eines Er- 
lasses des Reichskommissars für das Ostland vom 16.2.43. 
Die listenmässige Erfassung aller Meldepflichtigen die- 
ser Jahrgänge wurde der landeseigenen Polizei übertragen 
und diese wiederug sollte sich der statistischen Unter- 
lagen bei den polizeilichen Meläeämtern bedienen, Im 
Gebiet der Stadt Kauen konnten tiber 55% der an jeden 
Meldepflichtigen abgesandten schriftlichen Auffor- 
derungen nicht zugestellt werden, weil die Anschriften 
nicht stimmten. 

Die eigentliche Erfassung war vom Generalkommissar | 
aufgestellten Erfassungsstäben in die Hand gegeben, die 
sich aus Angehörigen der Wehrmacht, Polizei, einhei- 
mischen Verwaltung und des Arbeitsamtes zusammen setzten. 
Beim Generalkommissar selbst wurde ein Arbeitsausschuss 
für die Gesamtaktion errichtet, der eine äusserst rüh- 
rige Propaganda entfaltete, Richtlinien für den Ablauf 
des Verfahrens ausarbeitete, fast täglich erscheinende 
Tagesbefehle an alle Erfassungsstäbe herausgab und sich 
selbst von den Erfassungsstäben täglich über Lage und 
Stimmung bei der einheimischen Bevölkerung berichten ließ, 
Zahlreiche Aufrufe in Presse und Rundfunk, so vom Ersten 
Generalrat, dem Zentralrat der Altgläubigen, später auch 
von der litauischen Konfsrcnz, sollten die einheimische 
Bevölkerung eindringlich hinweisen auf ihre Verpflich- 
tung, die männlichen Angehörigen der aufgerufenen Jahr- 
gänge möglichst vollzählig zu den Er fussungslokalen zu 
schicken, 
Schon wenige Tage, nachden die Aktion: in Gang gesetzt 
war, setzten die üblichen und diesmal sehr heftigen 

4 Störungsmannöver seitens der politischen Gegner ein. 
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Diesmal war es vornehmlich die litauische-Intel- 
ligenz, welche sich gegen die Erfassung der Jahr- 
gánge wendete und die sich u.a. auch der Hochschule 
bediente, um Stimmung gegen die Er fassungsaktion 
zu machen. Als Gegenmassnahme von unserer Seite 
erfolgte .daraufhin 


der Verzicht auf die Bildung einer litauischen 
Legion, - 


Schliessung der einheimischen Universitäten 
und 


Verhaftung einer Anzahl von Angehörigen der 
litauischen Intelligenz. 


Diese Gegenmassnahme war nicht mehr wirksam, um 
das sehr schlechte Ergebnis der Erfassung wesent- 
lich zu verbessern. Angesichts des völlig unge- 
nügenden Gesamtergebnisses der Erfassung wurde 
durch einen Aufruf des Generalkommissars vom 
644043 die Nachmısterung der gleichen Jahrgänge 


I 
i 
| 
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befohlen und schwere Strafen in Aussicht gestellt 


für diejenigen Musterungspflichtigen, die der Nach-® 
musterumg gleichfalls fern bleiben sollten. Trotz te 
der Bildung einheimischer ux Lassungskommiss:ionen 
(Anordnung des Ersten Generalrates vom 6.4.45) 
und trotz des Einsatzes motorisierter deutscher 
Köhhähdos (Befehl des $S.-und Polizeifiihrers 
Litauen vom 6.5.43) blieb auch das Ergebnis der 
Nachmusterung ein völlig unbefriedigendes, Im 
Gebiet der Stadt Kauen beispielsweise wurden fol- 
gende Ergebnisse erzielt: 
Zur ersten Erfassung waren bestellt . 2800 Mann, 

n 9 | " erschienen 1794 Mann 

= ca. 65%, 

zur Nachmuste wurden erwartet 


(geschätzte Zahl 3000. Mann, 


zur Nachmusterung erschienen 928 Mann 
= ca. 30%. 


Gesamtergebnis: 


Insgesamt wurden erwartet 5800 Mann, 
insgesamt erschienen 2722 " = ca, 47%. 
i 
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Aber auch diese im Gebiet der Stadt Kauen schliesslich 

gemusterten 2722 Mann konnten nur zum kleinsten Teil 

für Zwecke des Reiches bereitgestellt werden, denn 

zur \usterung und Nachmusterung waren erschienen in 

der Hauptsache solche Litauer, die in ihrer augenblick- 

lichen beruflichen Tätigkeit mehr oder weniger unersetz- 

lich und auch selber von ihrer Unabkömmlichkeit tiber- 
zeugt waren. Daneben waren viele körperlich Untaugliche 

erschienen, wogegen die in keinem festen, oder garkeinem 

Arbeitsverháltnis stehenden Musterungspflichtigen von 

vornherein der Erfassung und Musterung fern blieben. 


Das gänzlich unbefriedigende Ergebnis dar vorherigen 


Aktion machte eine weitere Erfassung der Jahrgänge 


Af 


weiblichen Jahrgänge 1914/22 erforderlich. Auch diese 


beiden weiteren Aktionen erbrachten kein befriedigendes 
Ergebnis. (In einem Vortrag, den der GBA, Gauleiter 

Sauckel am 18. 7.45 in Kauen hielt und in einer daran an=- 
schliessenden Dien: stbesprechung zwischen Gauleiter Seucke] 
und dem Herrn Generalköffüissar kam erneut und eindring- 
lich die angespannte Arbeitseinsatzlage im Reich zur Sprache JA 
Bespreekunge und stellte Gauleiter Sauckel erneut die 
Forderung auf, litauische Arbeitskräfte in grösseren 

Umfang für Zwecke des Reiches bereit zu stellon.] Wie 

aus der Niederschrift über jene Besprechung hervorgeht, 
schilderte. der Herr Generalkommissar sehr nachdriicklich 

die der Bereitstellung einheimischer Arbeitskräfte ent- 
gegenstehenden sehr gressen Schwierigkeiten und bat 

dringend um die Bereitstellung einer grösseren Anzahl 

; deutscher Polizeikräfte HObergruppenführ er von! dem Bach 

sagte damals "eine wesentliche Vers tärkung der polizei- 

| | lichen Kräfte in Litauen" ausdrücklich zu. Diese wesent- 

PE CA Verstärkung den Polizeikräfte i in 1 Litauen 1 ist in- 

{dessen im Verlauf der Weiteren Aktion: on nicht _durchge- 

I führt worden. 
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Die Forderung von Gauleiter Sauekel lautete, in kurzer 
Zeit 50.000 einheimische Arbeitskräfte für das Reich 
anzuwerben und nach Deutschland abzutransportieren. In 
einer Besprechung zwischen dem Herrn Generalkommissar 
und dem Ersten Generalrat vom 7.9.43 erbot sich letzterer. 
für die einheimische Verwaltung die gesámtverantwortliche 
Durchführung dieser Aktion in die Hand zu nehmen und 
die geforderte Zahl von 50.000 Arbeitskräften bis 7.11.43 
anzuwerben und abzutransportieren. 
Während indessen von unserer Seite eine weitgehende 
Unterstützung zugesagt und der einheimischen Verwaltung 
auch gegeben wurde, wurde von dieser uie ganze Angelegen- 
heit in nicht zu verantwortender Weise verschleppt. Man 
war auf litauischer Seite um Ausreden nicht verlegen, 
Einmal war nicht ausreichend einheimische Polizei zur 
Stelle, dann fehlte es an Fahrzeugen zum Abtransport 
der angeworbenen Kräfte, dann wieder war nicht gemug 
Treibstoff zur Stelle. Waren die geschilderten Schwierig- 
keiten von uns beseitigt, so tauchten prompt neue auf 
und es kam, was kommen musstez In der am 11.11.45 
unter Vorsitz des Ersten Generalrates stattfindenden _ 
Kreischefbesprechung wurde die Zahl der bis dahin an= 
¡ geworbenen Kräfte auf weniger als 3.000 festgestellt. 
und dabei hatte man aus freien Stücken versprochen, 
bis zu diesem Zeitpunkt 50.000 Kräfte anzuwerben und _ 
nach dem Reich zu schicken. Auf Ersuchen der einhei- 
schen Verwaltung gewährte der Herr Generalkommissar 
ine zweimalige Fristverlängerung und die einheimische 
Verwaltung verpflichtete sich, letztmals zum 31.1.44 
die geforderten 50.000 "zifte bireit zu st llen., Statt 

| der zugesagten 30.000 waren am 31.1.44 indessen nur 

0 8.200 Arbeitskräfte zu unserer Verfügung. 

4. Inzwischen hat Gauleiter Sauckel als neue Forderung ge- 
stellt, der Generalbezirk Litauen müsse nunmehr 100.000 
einheimische Arbeitskräfte(anstatt der bisher geforderten 
30.000) für das Reich bereitstellen, In einer Besprechung f 
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mit allen Generalräten am 24.1.1944 liess der Herr 
Generalkommissar keine Zweifel offen darüber, dass 
diese Zahl unter allen Umständen gestellt werden müsse, 
auch auf die Gefahr hin, dass mancherlei Arbeitsvorhaben 
im Generalbezirk nicht mehr zur Aus führung komnen und 
zahlreiche Arbeitsplätze im Lande fernerhin unbesetzt 
bleiben würden. Die verantwortliche Durchführung der 
neuen Aktion liogt wiederum in Händen der einheimischen 
Verwaltung und es sind im Einverre hmen mit dem Herrn 
Generalkommissar einheimische Erfassungskommissionen 
gebildet worden bei allen Kreischefs, Amtsbezirks- und 
Ortsvorstehern. Die zu stellende Gesamtzahl ist in 
Kontingente aufgeteilt werden und jedem Bürgermeister 
bezw. Kreischef wurde das von ihm zu stellende Kon- 
tingent zahlenmässig genau begrenzt auferlegt. 


Im Gebiet der Stadt Kauen sieht die Sache folgender- 
massen aus: 


zu stellendes Kontingent 7.000 Arbeitskräfte 
uschlag |1" 1.408 m 
zusammen 8.400 " 

"Im Gebiet der Stadt Kauen sind nach Ermittlung 
meines Arbeitsamtes am 1.2.44: 7.000 Arbeitsplätze 
in der gewerblichen Wirtschaft, bei Dienststellen 
der Wehrmacht, Polizei usw. unbesetzt gewesen, 
sodass also praktisch 15.400 Arbeitskräfte aus 
der Stadt Kauen allein aufgebracht werden müssten, 
um den Forderungen des Reiches und der einhei- 
mischen Wirtschaft voll zu entsprechen, Und das 


—- = 


bei einer Gesamteinwohnerzahl von wenig mehr als 


150.000 einheimischer Personen., 
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In diesem Zusammenhang darf nicht übersehen werden, 

dass es in den grossen St&dten viel schwieriger ist, 
die geforderte Zahl an Arbeitskräften bsreit. zu stellen, 
als auf dem flachen Lande. Hier tibersieht der Ortsvor- 
steher, welcher seiner Bauern zut abgeliefert hat und 
welcher nicht, wer eine mustergültige Wirtschaft führt 


: 
und wer sein Anwesen verwahrlosen lässt, welche Arbeits-= 
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kräfte auf dem einzelnen Hofe gebraucht werden und 
Welche entbehrlich sind, wer einem geregelten Arbeits- 
verhältnis nachgeht und wer nicht. Auf Grund seiner 
genauen Kenntnis der Dinge vermag der Orts-,vielfach 
auch noch der Amtsbezirksvorsteher seine Kontingente 
einigermassen gerecht und sachlich vertretbar aufzutei- 
len. Ganz im Gegensatz dazu hat der Bürgermeister einer 
grossen Stadt keine Möglichkeit mehr, die Dinge im 
einzelnen zu überblicken, auch seine nächsten Mitar bel - 
ter haben nicht und können nicht den Überblick haben 
darüber, welche Kräfte auf dem Sektor des Einzelhandels, 
Hard werks und Gewerbes, der Industrie usw. frei gemacht 
werden können. Die Verwaltung einer gressen Stadt ist 
nun einmal nicht so volksnahe und mit der Bevölkerung 

so ent verbunden wie die Gemeindeverwaltung. Dazu kommt 
ein bis heute nicht funktionierendes.polizeiliches Melde 
wesen, das eine genaue Übersicht liber die Gesamteinweoh- 
nerzahl und deren Aufteilung auf die einzelnen Berufe 
einfach nicht zulässt. Dazu kommt weiter die hohe Zahl 
derjenigen litauischen Arbeitskräfte, die in den zahl- 
reichen industrielten und gewerblichen Betrieben der 
Stadt Kauen zu Schlüsselkräften erklärt worden sind und 
schliesslith muss berücksichtigt werden, dass im Zuge 
der Fröntverkürzung und Auflockerung zahlreiche Wehr- 
machtsaufträge in den letzten Wochen neu in hiesige 
Betriebe verlegt worden sinä und dadurch einen weiteren 
Kräftebedarf aufgerissen haben, der gegenwärtig nicht 
befriedigt werden kann. Es muss daher als ausgeschlosse 
bezeichnet werden, dass die Stadt Kauen das ihr aufer- 
legte Kontingent an Arbeitskräften erfüllen wird, 


Was. die Erfüllung des dem Generalbezirk Litauen insge- 
samt auferlegten Kontingentes von 100.000 Arbeitskräften 
enbetrifft, so wird selbstverständlich von Seiten der 
Deutschen Zivilverwaltung nichts unversucht gelassen 
werden, um die Aktion mit einem möglichst annehmbaren 
Ergebnis abzuschliessen. Es lässt sich heute noch pe 
annähernd voraussagen und -sehen, welche Zahl von Kräften 
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im Rahmen dieser Aktion gestellt werden kann, 

Zur Erzielung eines einigermassen befriedigenden Er- 
gebnisses bei dieser Aktion missen einige Voraus- 
setzungen geschaffen werden. Diese lauten: 


| le Abstellung von mindestens 5.000 Mann deut- 


scher Polizei in den Generalbezirk Litauen 
für die Dauer dieser Aktion, 


scharfes Zugreifen bei Sabotage jedweder 
Art, 


beträchtliche Erhühung des auf den General- 
bezirk entfallenden Treibstoffkontingentes 
für die Dauer der Aktion, ` 


zeitweise Abgabe von Transportmitteln, evtl. 
aus Wehrmachtsbeständen, zur Verfügung der 


Erfassungskommissionen bei den Bürgermeistern 
bezw, Kreischefs, 
Werden diese Voraussetzungen nicht, auch nicht an- 
nähernd getroffen, so kann keinesfalls damit gerechnet 
werden, dass die geforderte Zahl von 100.000 Arbeits- 
kräften ganz, oder auch nur zu einem erheblichen Teil, 
sich aus dem Generalbezirk Litauen herausholen lässt. 


de ‘sue. « mas 
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Die einheimische Verwaltung stellt gegenwårtig im 
Benehmen mit dem Herrn Generalkommissar einige Freiwillige- 
Formationen auf, die für den Bandeneinsatz Verwendung finden 
sollen, Mit der Bewährung dieser Freiwilligen im Bandeneinsatz 
will sich die einheimische Verwaltung cine Aktivlegitimation 
erwerben fir die Aufstellurg einer litauischen Division. Bis 
dahin hat es noch gute Weile und auf Grund meiner Erfahrungen 
aus 2 1/2 Jahren glaube ich nicht daran, dass derartige Ein- 
heiten in nennenswerter Zahl auf Grund freiwilliger Meldungen 
gebildet werden können. Genau sö wenig bestehen meines Erachtens 
gute Aussichten für das Gelingen dieser neuen Sauckelaktion. 


32 Einer meiner Vorredner hat das Wort gebraucht,, we 

es am freien Willen der einheimischen Bevölkerung ermangele, da 
müsse eben der Zwang von unserer Seite aus einsetzen. Ich kann 
mich dieser Auffassung nur anschliessen. Nach meinem Daftirhalten 
fehlt es an dem freien Willen, an der Bereitschaft und auch an 
dem Verständnis dafpr, dass auch das litauische Volk endlich an- 
gemessene Beiträge zu diesem Kriege leisten muss. Es hilft nur- 
mehr der Zwang und einen solchen können wir nur austiben, wenn 


uns = wie bereits dargelegt - deutsche Polizeiformationen in 
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ausreichendem Masse bewilligt werden. 
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